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LK Politik und Wirtschaft 

Joseph A. Schumpeter: Eine andere Theorie der Demokratie

Wir nehmen nun den Standpunkt ein, dass die Rolle des Volkes darin besteht, eine Regierung hervorzubringen oder sonst eine dazwischengeschobene Körperschaft, die ihrerseits eine natio​nale Exekutive oder Regierung hervorbringt. Und wir definieren: Die demokratische Methode ist diejenige Ordnung der Institutionen zur Erreichung politischer Entscheidungen, bei welcher einzelne die Entscheidungsbefugnis vermittels eines Konkurrenzkampfes um die Stimmen des Volkes erwerben. (…)

Demokratie bedeutet nur, dass das Volk die Möglichkeit hat, die Männer, die es beherrschen sollen, zu akzeptieren oder abzulehnen. Aber da es dies auch auf völlig undemokratischen Wegen entscheiden kann, mussten wir unsere Definition verengen durch Einführung eines weiteren Kriteriums zur Identifizierung der demokratischen Methode, nämlich des freien Wettbewerbs zwischen den Führungsanwärtern um die Stimmen der Wählerschaft.

Die in unserer Definition verkörperte Theorie lässt allen wünschbaren Raum für eine angemessene Anerkennung der lebenswichtigen Tatsache der Führung. Die klassische Theorie hat das nicht getan, sondern hat der Wählerschaft ein völlig wirklichkeitsfremdes Ausmaß von Initiative beigelegt.

Der Leser mag daran gedacht haben, dass die Wählerschaft nicht nur installiert, sondern auch kontrolliert. Aber da die Wählerschaft normalerweise ihre politischen Führer nur insofern kon​trolliert, als sie es ablehnt, sie selbst oder die sie stützenden parlamentarischen Mehrheiten wiederzuwählen, scheint es angebracht zu sein, unsere Vorstellungen einer Kontrolle in der durch unsere Definition angedeuteten Weise zu reduzieren. 

Schließlich zur Rolle der Wählerschaft. Ihre Entscheidung - die ideologisch zur "Berufung durch das Volk" verklärt wird - fließt nicht aus ihrer eigenen Initiative, sondern wird geformt, und diese Formung ist ein wesentlicher Teil des demokratischen Prozesses. Wähler entscheiden keine Streitfragen. Aber ebenso wenig lesen sie völlig unbefangen ihre Parlamentsmitglieder aus der wählbaren Bevölkerung aus. In allen normalen Fällen liegt die Initiative beim Kandidaten, der sich um das Amt als Parlamentsmitglied bewirbt. Die Wähler beschränken sich darauf, sein Angebot entweder anderen vorzuziehen und es anzunehmen oder es abzulehnen.

Eine Bedingung für den Erfolg der demokratischen Methode ist, dass das Menschenmaterial der Politik von hinreichend guter Qualität ist. Bis jetzt scheint die Erfahrung zu lehren, dass die einzig wirksame Gewähr in der Existenz einer sozialen Schicht liegt, die - selbst das Produkt eines strengen Auswahlprozesses - sich der Politik als einer Selbstverständlichkeit zuwendet. Die Wähler außerhalb des Parlaments müssen die Arbeitsteilung zwischen ihnen selbst und den von ihnen gewählten Politikern respektieren. Sie dürfen diesen zwischen den Wahlen nicht allzu leicht das Vertrauen entziehen und müssen einsehen, dass, wenn sie einmal jemanden gewählt haben, die politische Tätigkeit seine Sache ist und nicht die ihre.

(Aus: Joseph A. Schumpeter, Kapitalismus, Sozialismus und Demokratie, 1942. Der Autor, 1932-1950 Ökonom an der Harvard-Universität, wurde stark von den Negativerfahrungen des Demokratiezerfalls in den 30er Jahren beeinflusst.)

Aufgabe

1. 
Lege die zentralen Aussagen des Textes dar. (25 BE)
2. a) Arbeite heraus, wie Schumpeter die Rolle des Bürgers im politischen Prozess sieht. (25 BE)
b) Vergleiche Schumpeters Auffassung von Demokratie und der Rolle des Bürgers mit der des Grundgesetzes. Gehe dabei auf die Artikel 5, 8, 9, 20, 21 und 38 ein. (25 BE)
3. Beurteile die Bedeutung von Verbänden, Medien und Parteien für eine funktionierende Demokratie. Gehe auf Chancen und Probleme ein (möglichst anhand von Beispielen). (25 BE)
Lösungshinweise zur Klausur 

Text: Joseph A. Schumpeter, Eine andere Theorie der Demokratie

1. Schumpeter sieht in seinem Aufsatz "Eine andere Theorie der Demokratie" von 1942 das zentrale Problem der Demokratie in der Art und Weise, wie die Regierung bzw. das Parlament bestimmt wird. 

Seine Antwort und erste These lautet: Dies kann nur aufgrund eines "freien Wettbewerbs zwischen den Führungsanwärtern um die Stimmen der Wählerschaft" geschehen. Er begründet die These mit der unbedingten ("lebenswichtigen") Notwendigkeit der "Führung". 

Schumpeters zweite These beschäftigt sich konsequenterweise mit der begrenzten Rolle der Wählerschaft. Sie bringe zwar parlamentarische Mehrheiten hervor, kontrolliere dann die "politischen Führer" aber nur insofern, als sie ihnen die Wiederwahl verweigern könne. Auch spricht er den Wählern die eigene Initiative bei der Kandidatenaufstellung ab, da hier die Initiative beim Bewerber selbst liege. In einer dritten These gibt Schumpeter als Bedingung seiner Demokratietheorie an, dass in der Gesellschaft eine politische Elite als "soziale Schicht" existieren müsse, die als Auslese-Reservoir qualifizierter politischer Führer in Frage komme. Diese Forderung begründet er mit der Erfahrung.

Fehler: etwas Wichtiges fehlt; zu nah am Wortlaut des Textes; Interpretation bzw. Bewertung fließt ein

2a) „Herausarbeiten“ bedeutet: 1. Den Text daraufhin durchgehen, welche Eigenschaften, Kompetenzen dem Bürger zugeschrieben werden, 2. die gefundenen Rollenmerkmale benennen und abschließend abstrahierend zusammenfassen. Ein Ergebnis könnte so aussehen:

Schumpeter weist den Bürgern außer bei der Wahl eine überwiegend passive Rolle im politischen Prozess zu. Durch die Wahlhandlung bringt der Bürger ein Parlament oder eine Regierung hervor, die dann „herrschen“ (Z.7). Die passive Rolle erkennt man an Schumpeters Betonung der „Führung“ durch Politiker, sowie daran

- dass der Sinn von Initiativen der Bürger bestritten wird (Z. 14, 25) 

- dass die (Wahl-)Entscheidung des Wählers „geformt“ wird (von den Kandidaten, Parteien?), 

- dass Bürger keine Streitfragen entscheiden (Z. 23 f),

- dass zwischen den Wahlen keine Kontrolle der Gewählten möglich sein soll („Arbeitsteilung“), 

- dass nicht alle Bürger, sondern nur die Mitglieder einer besonderen Gruppe (einer „soziale[n] Schicht“) sich für politische Ämter (Mandate) eignen. 

In diesen negativen Bestimmungen der Bürgerrolle wird eine elitäre Demokratievorstellung deutlich, vorsichtiger ausgedrückt: S. betont stark die repräsentative Demokratie. Dies soll offenbar die Entscheidungsfähigkeit des politischen Systems sichern (Z. 4). Dahinter könnte man auch Schumpeters Misstrauen gegenüber direkter Beteiligung des Volkes vermuten. 

2b) Gefordert ist ein Vergleich von GG und Schumpeter, aber nicht die Beurteilung der Theorie Schumpeters. 

Das Demokratieverständnis des GG und die darin beschriebene Rolle des Bürgers unterscheiden sich deutlich von der Demokratietheorie Schumpeters. Es gibt aber auch Gemeinsamkeiten.

- Unterschiede: Einige der im GG genannten Grundrechte ermöglichen eine aktive Beteiligung des Bürgers am Willensbildungsprozess durch Meinungs-und Versammlungsfreiheit (Art. 5, 8) sowie durch Verbände (Art. 9) und Parteien (Art. 21). Sie garantieren Einfluss- und Kontrollmöglichkeiten zwischen den Wahlen. Es gibt außerdem das Widerstandsrecht (Art. 20). - Vor allem als Mitglieder von Parteien können Bürger den politischen Prozess mitgestalten, z.B. durch die Beteiligung an der Kandidatenaufstellung, eigene Kandidatur etc. (Art.21). 

- Gemeinsamkeiten von GG und Schumpeter liegt in der Betonung der Volkssouveränität und der Festlegung auf die repräsentative Form der Demokratie, die vor allem in der Unabhängigkeit des Abgeordneten deutlich wird (freies Mandat: Art. 38). Eine direkte Demokratie ist im GG nur für den Fall einer Neugliederung des Bundesgebiets vorgesehen (Art.29), auf der Ebene der Länder aber in größerem Umfang möglich. 

Im Blick auf andere Demokratietheorien (in der Aufgabe nicht erwartet) kann man eine Übereinstimmung mit der Theorie Madisons feststellen, der ebenfalls das Repräsentationsprinzip und die Konkurrenz betont. Rousseaus Vorstellung einer direkten Demokratie wird als überzogen abgelehnt.

3. Warum sind Verbände, Medien und Parteien für die Demokratie wichtig? Im Unterschied zu 2b) geht es bei dieser Aufgabe um die deutsche Verfassungswirklichkeit. Mehrere Lösungswege sind möglich, eine Schwerpunktbildung ist unbedingt sinnvoll, eigene Beispiele sind unbedingt erwünscht. An einem oder mehreren Beispielen sollten die unterschiedlichen Funktionen der drei Elemente für die Demokratie erklärt werden, die sich dann auch in einer unterschiedlichen Gewichtung ausdrücken lässt. Chancen und Probleme (von Verbänden, Medien und Parteien) sollten in die Argumentation einfließen. Sinnvoll lassen sich die Aspekte Partizipation, Pluralismus und Gemeinwohlfindung, Subsidiaritätsprinzip einbringen. Die gedankliche Verknüpfung sollte logisch klar sein, nicht assoziativ oder aufzählend. 

